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‚Fake News‘ gegen Demokratie 
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Die Demokratie in der Bundesrepublik Deutsch-
land steht derzeit u.a. aufgrund der Corona-Krise 
systemisch unter Druck. Sie wird von verschiede-
nen Seiten heftig angegriffen. Hierbei wird auch 
mit ‚Fake News‘ gearbeitet. Die westlichen De-
mokratien seien nur Aushängeschilder für dahin-
ter stehende verdeckte Interessen. Der staatliche 
Umgang mit Covid-19 beispielsweise sei nur der 
Versuch die Freiheitsrechte mit dem Argument 
des Gesundheitsschutzes einzuschränken.  

Zum Charakter von ‚Fake News‘ gehören die 
Positionierung falscher Informationen, Über- oder 
Untertreibungen, Verzerrungen sowie Auslassun-
gen von Informationen, die nicht in das eigene 
Bild passen. Hier entwickelt sich – auch verbreitet 
über die sozialen Medien – eine rege Szene, die 
mit der Verbreitung von ‚Fake News‘ arbeitet. Die 
theoretische Grundlage für die pauschale Diskre-
ditierung der existierenden Demokratien in diesem 
Sinne findet sich u.a. bei dem Psychologen Rainer 
Mausfeld, der in den letzten Jahren zahlreiche Ar-
tikel in der Online-Zeitschrift ‚Rubikon‘1 auf der 
Grundlage seiner Bücher veröffentlicht hat. Maus-

feld wird auch auf der Internetplattform Ken FM 
interviewt, die von dem bekannten Verbreiter von 
Verschwörungsmythen Ken Jebsen betrieben 
wird, der u.a. behauptet, dass die Attentate in New 
York im September 2001 von den Amerikanern 
inszeniert worden wären sowie Covid-19 zum 
Zwecke der autoritären Willkürherrschaft und Be-
reicherung weniger Superreicher (insbesondere 
Bill Gates) missbraucht werde. 

1. ‚Fassadendemokratie‘ und 
‚Tiefer Staat‘ 

Rainer Mausfeld, pensionierter Psychologieprofes-
sor der Uni Kiel, kritisiert in einem kürzlich er-
schienenen Interview2, aber auch schon in frühe-
ren Publikationen3, zwar plakativ, aber auf hohem 
sprachlichen Level die bundesdeutsche Demokra-
tie als ein subtiles totalitäres System. Er ordnet die 
westlichen Demokratien – und somit auch die 
bundesdeutsche Demokratie - im Kontext von 
‚Fassadendemokratie‘ und ‚tiefer Staat‘ als Systeme 
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ein, in denen den Bürgern demokratische Partizi-
pation mit ausgeklügelten psychologischen Tricks, 
wie z.B. der ‚Atomisierung‘ und der ‚Fragmentie-
rung‘, dem Verstellen von Zusammenhangsden-
ken, vorgegaukelt werde und in Wirklichkeit eine 
nur schwierig zu identifizierende Elite die Fäden 
der Macht ziehe. 

Die Begriffe „Fassadendemokratie“ und 
„Tiefer Staat“ bilden den Titel eines von Ullrich 
Mies und Jens Wernicke 2017 herausgegebenen 
Buches, bei dem wiederum auch Mausfeld Mitau-
tor ist. Wernicke ist ebenfalls Herausgeber der 
Onlinezeitschrift „Rubikon“ und – genauso wie 
Mies und Mausfeld – Gesprächspartner des You-
tube-Kanals „Ken FM“. 

Mit dem Konstrukt des „Tiefen Staats“ be-
schreibt Mausfeld hierbei das Vorhandensein poli-
tischer Machtzentren in der „Fassadendemokra-
tie“, die der Öffentlichkeit verborgen bleiben sol-
len – in den Worten Mausfelds „nämlich die Er-
scheinungsweise der Macht im autoritären und 
zunehmend totalitären Spätkapitalismus, der sich 
der Hülse der repräsentativen Demokratie nur 
noch bedient, um die eigentlichen Zentren politi-
scher Macht für die Öffentlichkeit unsichtbar zu 
machen.“4  

Nach Mausfeld haben die Mächtigen „dem 
Volk die Souveränität einer Selbstgesetzgebung 
entzogen und sich selbst eine legislative Souverä-
nität gegeben. Auf diese Weise haben sich mitt-
lerweile die Zentren der Macht und insbesondere 
transnationale Großkonzerne zu Selbstversorgern 
mit Gesetzen gemacht.“5 

2. Weit von einem totalitären 
System entfernt 

Sicherlich ist das politische System Deutschlands 
verbesserungswürdig. Es besitzt über das Grund-
gesetz zunächst einen eindeutigen demokratischen 
Selbstanspruch. Doch vieles ließe sich auch im 
Verfassungsanspruch verbessern. So müsste bei-
spielsweise die sinnvolle Balance von repräsentati-
ven und direktdemokratischen Strukturelementen 
in Deutschland, insbesondere auf Bundesebene, 
erst noch hergestellt werden. In der Verfassungs-
realität wiederum besteht häufig eine Konkurrenz 
zwischen Wirtschaftsinteressen und Gemeinwohl. 

Hierbei führt dann ein z.T. intransparenter Lobby-
ismus zu politischen Entscheidungen der Regie-
renden, die nicht in ihren Wahlprogrammen ste-
hen und in ihren Wahlkampfreden unerwähnt 
bleiben. Oft wird des Weiteren nicht entschieden 
genug auf kommende oder bereits eintretende 
Probleme, wie z.B. die Klimakrise, aufgrund fal-
scher Rücksichtnahme auf Wirtschaftsklientel rea-
giert. Noch schärfer formuliert ist die bundesdeut-
sche Politik z.T. auch die Ursache von gesell-
schaftlichen Problemen, wenn man z.B. an die 
Genehmigung von Wafffenexporten in internati-
onale Spannungsgebiete oder den Ausbau des Bil-
liglohnsektors denkt. Dies alles ist deutlich zu kri-
tisieren. Dennoch sind wir weit von einem totali-
tären System mit versteckten und verschwöreri-
schen Machtstrukturen entfernt, die im Dienste 
einer neoliberalen Elite mit Psychotricks und der 
Manipulation durch Massenmedien die Bevölke-
rung bewusst und systematisch verdummen. 

In der bundesdeutschen Gesellschaft gibt es 
entgegen Mausfelds Totalitarismusthese immer 
noch identifizierbare, massive Interessensunter-
schiede, die konflikthaft und öffentlich ausgetra-
gen werden, und von denen man allerdings nie 
weiß, zu wessen Gunsten diese Konflikte ausge-
hen werden. Der offen ausgetragene Konflikt zwi-
schen der Fossilindustrie und der Fridays for Fu-
ture-Bewegung sowie der Solarindustrie ist bester 
Ausdruck hiervon. Dies ist ein Konflikt der seine 
Fortsetzung in den demokratischen Institutionen, 
wie Bundestag, Bundesrat, Länderparlamente oder 
Bundesregierung findet, um dessen Lösungen 
auch dort gestritten und nach Kompromissen ge-
sucht wird. Der Kompromiss ist hierbei konstitu-
tiv für eine Demokratie, auch wenn dies nicht al-
len gefällt. 

Natürlich gibt es auch hinter den Kulissen 
Kreise und Gruppierungen, die versuchen ver-
deckt Macht auszuüben, doch sie stellen nur einen 
Einfluss unter mehreren dar und werden immer 
wieder von Bürgerbewegungen, Gerichten, Partei-
en, Verbänden und anderen Interessensgruppen 
gebremst und in ihrem Einfluss relativiert. Der 
Anspruch an eine konflikthafte Demokratie, die 
gleiche Rechte gewährt, aber auch Vielfalt zulässt, 
ist in Deutschland weitgehend vorhanden und 
durchaus lebendig. Diesen demokratischen An-
spruch und dessen immer wieder durchzusetzende 
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Verwirklichung beschreibt die Sozialwissenschaft-
lerin Sibylle Reinhardt (2020) wie folgt: 

„Demokratie, begriffen als Herrschaft des 
Volkes für das Volk und durch das Volk, ist ein 
unmittelbar überzeugendes Prinzip für Staatlich-
keit. Es verbürgt Anerkennung für und durch alle, 
es gilt die gleiche Achtung aller vor allen. Diese 
Gleichheit muss aber in ein Verhältnis zur Un-
gleichheit gesetzt werden, die aus dem Recht auf 
Individualität folgt und Differenzen und Vielfalt 
ergibt. Diese Spannung muss ausgehalten und ba-
lanciert werden.“6 

Auch die grundsätzliche Staatsbewertung hin-
sichtlich der den Kapitalismus und damit die pri-
vatwirtschaftliche Profitmaximierung absichern-
den Funktion wird durch Mausfeld dogmatisch 
und starr vorgenommen, wenn er formuliert: 

 
„Vorrangiges Ziel des Staates ist es, die Stabilität gegen-
wärtiger Machtverhältnisse zu sichern. Dem steht jedoch die 
zivilisatorische Leitidee von Demokratie diametral entge-
gen.“7 
 
Dieser gesellschaftstheoretische Zugang unter-
stellt, dass der Staat die Marionette der Konzerne 
sei und die eigene Bevölkerung grundsätzlich ig-
noriere oder manipuliere. 

Auch dies dürfte die bundesdeutsche Realität 
nicht treffen. Seine Überlegungen zur Allmächtig-
keit der Konzerne übergeht die Tatsache, dass 
sich die Unternehmen bzw. die großen Konzerne 
in keinster Weise hinsichtlich ihrer Interessen ei-
nig sind bzw. dass es hier divergierende Interes-
senlagen gibt, z.B. Fossilindustrie versus Solarin-
dustrie, Tesla versus Mercedes Benz, VW etc. 
oder Lufthansa versus Ryanair. Auch wird die 
zumindest partielle Widerständigkeit von Politi-
kern und Parteien gegenüber überbordenden Lob-
byismus und Bestechlichkeit schlichtweg übergan-
gen. Hiernach sind die bundesdeutschen Politiker 
überwiegend Handlanger der Konzerne und ste-
hen in deren Diensten. Gern wird dann ein Bei-
spiel, wie es das Mitglied des Deutschen Bundes-
tages Philipp Amthor gegeben hat, zur Regel ge-
macht.  

Dem bundesdeutschen Staat wird in diesem 
Zusammenhang derzeit häufig unterstellt, die Co-
rona-Pandemie sei nur ein Vorwand für die Ein-
leitung eines totalitären digitalen Überwachungs-

staates im Sinne der Kapitalinteressen, der ohne-
hin mittelfristig angestrebt sei. Dies diskreditiert 
dann alle für das Corona-Management verant-
wortlichen Politiker*innen und schreibt ihnen eine 
moralisch unredliche Absicht zu. Dementspre-
chend wird dem Staat von Mausfeld in der „kapi-
talistischen Demokratie“ grundsätzlich unterstellt, 
dass er nur an Machtsicherung und -ausweitung 
im Interesse einer unmäßig profitierenden öko-
nomischen Elite interessiert und unfähig zu mora-
lischem Handeln im Sinne der Gemeinwohlidee 
sei.  

3. Der historische und 
interkulturelle 
Systemvergleich lohnt sich: 
Deutschland versus USA 

Gegen diese pauschale Abwertung westlicher De-
mokratien ist zu argumentieren, dass es noch nie 
in der Geschichte Deutschlands eine derart lange 
Phase von weitgehender politischer Meinungsfrei-
heit, erheblichen Mitbestimmungsmöglichkeiten 
auf verschiedenen Ebenen, sozialer Absicherung 
und zunehmend geöffneten Bildungsmöglichkei-
ten in Deutschland gegeben hat. Natürlich gab es 
auch Versuche der Repression und der Meinungs-
unterdrückung im Zuge der Durchsetzung groß-
industrieller Projekte, wie z.B. der deutschen 
Atomkraftwerke, oder hinsichtlich der Verhän-
gung von Berufsverboten im Zuge des 1972 ein-
geführten Radikalenerlasses. Aber es spricht gera-
de für die bundesdeutsche Demokratie, dass sich 
auch nach harten Auseinandersetzungen und ver-
schiedenen Kurswechseln letztlich der Wille der 
Mehrheit bzw. die Rechtsstaatlichkeit durchgesetzt 
hat. Die deutschen Atomkraftwerke müssen 
schließen, der Radikalenerlass wurde aufgehoben. 
Auch dass Rainer Mausfeld ungehindert durch 
staatliche Zensur oder staatliche Repression ande-
rer Art frei und öffentlich seine Thesen vertreten 
kann, spricht doch gerade dafür, dass die Mei-
nungsfreiheit im bundesrepublikanischen System 
grundsätzlich erhalten geblieben ist.  

Niemand muss in Deutschland heutzutage 
Angst davor haben, dass nach der friedlichen 
Teilnahme an einer Demonstration am nächsten 
Morgen die Polizei vor der Tür steht und ihn_sie 
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– wie zuletzt häufig in der Türkei geschehen – ab-
holt und ohne Gerichtsurteil einsperrt. Jeder kann 
in einer politischen Diskussion seine Meinung 
kundtun, ohne in Gefahr zu laufen, verhaftet zu 
werden, wenn er_sie nicht zum Rassenhass, zur 
Gewalt oder zur Volksverhetzung anstiftet. Dies 
war nicht immer so und ist Ausdruck einer positi-
ven historischen Entwicklung, für die sich viele en-
gagierte und mutige Menschen eingesetzt haben. 

Auch im interkulturellen Vergleich, nehmen 
wir hier z.B. die USA, China oder Russland, 
schneidet das bundesdeutsche System einer 
rechtsstaatlich organisierten Demokratie hinsicht-
lich der Realisierung der Menschenrechte und 
demokratischer Partizipation überdurchschnittlich 
ab, auch wenn man nicht mit allem, z.B. dem 
noch immer ungenügenden klimapolitischen En-
gagement der Bundesregierung oder dem unzu-
reichenden bundesdeutschen Engagement im 
menschenfeindlichen Umgang mit Flüchtlingen an 
den europäischen Grenzen und in den Lagern 
Nordafrikas, einverstanden sein darf. 

Gerade die nicht-differenzierenden Aussagen 
zur Demokratie im Kapitalismus übersehen die 
systemischen Unterschiede in unterschiedlichen 
Staaten. Insbesondere Kategorien orientierte Mes-
sung und ein Ranking der Demokratie im interna-
tionalen Vergleich (Transformationsindex) ma-
chen zum einen derzeitig zwar einen Rückgang 
der Demokratien in der Untersuchung von 137 
Transformations- und Entwicklungsländern deut-
lich, andererseits weisen sie doch noch immer die 
erhebliche Differenz der verschiedenen Demokra-
tien hinsichtlich der Kriterien wie z.B. Gewalten-
teilung, Presse- und Versammlungsfreiheit, Ach-
tung von Wahlergebnissen und der Wahrung der 
Menschenrechte aus8.  

Es bestehen auch in den dem westlichen La-
ger hinzuzurechnenden Demokratien erhebliche 
Unterschiede, z.B. zwischen der Demokratie in 
Deutschland oder skandinavischen Staaten im 
Vergleich zur Entwicklung der Demokratie in der 
Türkei, Polen oder in Ungarn. Eine pauschale 
Verurteilung westlicher Demokratien, wie sie 
Mausfeld vornimmt, ist unhaltbar, wenn man die 
international sehr unterschiedlichen Entwicklun-
gen genauer analysiert. 

Die USA weisen hierbei, neben z.B. der Tür-
kei, Polen und Brasilien, beispielsweise eine Nega-

tiventwicklung auf. Die USA ist strukturell durch 
eine systemische Verzerrung des Wählerwillens 
(Wahlmännerprinzip, zu hohe Hürden für kleinere 
Parteien, Bevorzugung kleinerer Bundesstaaten 
…) sowie aufgrund des Milliarden US-Dollar ver-
schlingenden Wahlkampfes durch eine Abhängig-
keit der Präsidentschaftskandidaten von den gro-
ßen Konzerne gekennzeichnet.  

Die Abhängigkeit von den Vermögenden ist 
in Deutschland deutlich geringer, da hier bei der 
Wahlkampffinanzierung das Verhältnis von öf-
fentlichen Geldern und Spenden ein anderes ist. 
Die Wahlkampfspenden-Affären der durch Hel-
mut Kohl geprägten CDU sowie der gegenwärti-
gen AfD bilden hier eher die Ausnahme. Das ge-
mischte Wahlrechtssystem in Deutschland, das 
sowohl eine personenbezogene Wahl als auch eine 
Verhältniswahl vorsieht, bildet den Wählerwillen 
genauer als in den USA ab. Die Gewerkschaften 
haben in Deutschland in der Regel einen wesent-
lich größeren Einfluss als in den USA und das 
Spektrum der in den Parlamenten vertretenen Par-
teien ist weitaus vielfältiger. Auch kommt hinzu, 
dass die Stellung des US-Präsidenten mit wesent-
lich mehr Macht ausgestattet ist, als dies bei der 
Bundeskanzlerschaft der Fall ist – zudem die 
Bundesregierung neben den mit sehr unterschied-
lichen Parteienvertretungen besetzten Parlamen-
ten (Bundestag, Bundesrat, Landtage) u.a. durch 
EU-Vorgaben und europäische Institutionen ein-
gehegt ist.  

Auch der Missbrauch von Macht über die 
Vertretung zugespitzter und spaltender medialer 
Verlautbarungen der Regierungsspitze (Trump!) 
ist derzeit in den USA wesentlich größer als dies in 
der medialen Öffentlichkeit von Seiten deutscher 
Regierungsmitglieder möglich wäre. Dass die USA 
noch ein wesentlich größeres Rassismusproblem 
und eine die Gesellschaft zerschneidende soziale 
und kulturelle Zerklüftung aufweist, sei ebenfalls 
angesprochen.  

Die USA sind des Weiteren derzeit auf dem 
Weg in ein autokratisch und populistisch regiertes 
System mit erheblichen Menschenrechtsproble-
men (Rassendiskriminierung, polizeiliche Über-
griffe, Drohnentötungen). Auch wenn die rechts-
extremistischen Tendenzen ‚gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit‘ (Heitmeyer 2012) auch in 
der Bundesrepublik Deutschland vorhanden sind, 
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ist der Rassismus, wie zeitnah u.a. beim Mord an 
George Floyd wieder deutlich wurde, in den USA 
in einem noch größeren Ausmaß institutionell 
verankert. Aber auch dort ist noch nicht entschie-
den, ob nicht die gegenwärtigen Massenproteste 
(‚Black lives matter‘) gegen den systemischen Ras-
sismus sowie der anstehende Wahlausgang in den 
USA nicht doch noch zu strukturellen, institutio-
nellen und mentalen Veränderungen führen wer-
den. 

4. Kapitalismus ist nicht gleich 
Kapitalismus 

Auch pauschale Aussagen über Kapitalismus und 
Demokratie übersehen systemische Unterschiede 
in der Ausprägung des Kapitalismus. So ist der 
Siegeszug des Neoliberalismus in Deutschland bei 
Weitem nicht so erfolgreich gewesen wie in den 
USA oder Großbritannien. Von der Qualität der 
sozialen Leistungen im Krankheitsfall sowie der 
Arbeitslosenversicherung in Deutschland können 
die Arbeitnehmer_innen in den USA nur träumen. 
Der von mehreren Mini-Jobs lebende US-
Arbeitnehmer beispielsweise ist im Falle des Job-
verlusts auf Zelten am Straßenrand, Wohnen in 
Autos und auf caritative Essensausgabe angewie-
sen, wenn seine geringen Ersparnisse aufgezehrt 
sind. 

Mausfelds einseitige Sichtweise wird deutlich, 
wenn er an anderer Stelle schreibt: 

 
„Der Kapitalismus verlangt eine Unterwerfung unter die 
Machtverhältnisse, in denen eine Minderheit von Besitzen-
den Macht über eine Mehrheit von Nichtbesitzenden aus-
übt, und schließt daher den Bereich der Wirtschaft sowie die 
Eigentumsordnung grundsätzlich von einer demokratischen 
Kontrolle aus.“9 
 
Mit diesen Formulierungen scheint jemand doch 
fest die Augen vor den bisher verwirklichten An-
sätzen innerbetrieblicher Demokratie und Mitbe-
stimmung verschließen zu wollen und das Enga-
gement von Belegschaften, Betriebsräten und 
Gewerkschaften zu übersehen bzw. grundsätzlich 
gering zu schätzen. Natürlich hat diese Mitwir-
kung ihre Grenzen unter kapitalistischen Besitz-
verhältnissen, dennoch begrenzt sie ebenfalls, zu-

mindest in Deutschland und vergleichbaren Staa-
ten, deutlich die Entscheidungsmacht der Unter-
nehmenseigentümer bzw. Konzernspitzen. 

Auch geht er über Betriebe im Kapitalismus 
hinweg, die sich in Form von Genossenschaften 
organisieren, sowie über Gemeinwohl orientierte 
Unternehmen im Sinne von Christian Felber10, de-
ren Anspruch es ist, auch unter kapitalistischen 
Bedingungen, Formen einer solidarischen und 
ökologisch vertretbaren Ökonomie zu praktizie-
ren. 

5. Medien – lediglich 
Produzenten von Fake News? 

Um die Bevölkerung zu kontrollieren, benutze der 
Staat manipulative Techniken und systematische 
Lügen („Fake News“), so Mausfeld: 
 
„Die Erzeugung von tatsächlichen Fake News gehört seit 
je zum Kern des propagandistischen Werkzeugkastens ei-
ner Machtsicherung. Das gilt im besonderen Maße für ka-
pitalistische Demokratien, da die demokratische Maske 
ohne Propaganda — und damit ohne Verwendung von 
Fake News — nicht aufrechtzuerhalten wäre.“11 
 
Die Medien pauschal letztlich als Wegbereiter ei-
nes manipulativen und auf Unfreiheit basierenden 
Systems zu verstehen, verkennt sowohl ihre politi-
schen Intentionen als auch ihre tatsächlichen poli-
tischen Erfolge in der bundesdeutschen Demo-
kratie. So manche politische Affäre ist durch die 
Medien, wie z.B. durch Zeitschriften wie ‚Spiegel‘ 
oder ‚Stern‘, aufgedeckt worden – auch wenn bei-
de Zeitschriften ihre eigenen Affären hatten und 
im Falle der Hitler-Tagebücher bzw. erfundener 
Reportagen vereinzelt selbst ‚Fake News‘ produ-
ziert haben. 

Natürlich befinden sich viele Medien zudem 
in Privatbesitz. Auch gelingt es den dort arbeiten-
den Redakteuren_innen nicht immer, sich gegen 
die Interessen der sie besitzenden Medienkonzer-
ne  durchzusetzen. Doch eine breite Gegenöffent-
lichkeit digitaler und gedruckter Medien, z.T. auch 
mit genossenschaftlichen Strukturen, wie in 
Deutschland bei der ‚TAZ‘ oder bei dem Schwei-
zer Online-Magazin ‚Republik‘, gewährleistet in-
zwischen eine vielfältige politische Öffentlichkeit, 
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die sich ohnehin in den sozialen Medien einer di-
gitalen Gegenöffentlichkeit, wie z.B. Facebook 
oder Twitter, abspielt. 

Die politischen Strukturen in Deutschland, 
die gewährleisten, dass eine kontroverse demokra-
tische Öffentlichkeit und die damit verbundene 
demokratische Meinungsfreiheit immer noch 
weitgehend umgesetzt sind, sind hier den Men-
schen nicht in den Schoß gefallen. Hierfür haben 
sich in der Vergangenheit viele Generationen en-
gagiert und eingesetzt. So mancher hat hierfür im 
Zuge des Kampfes für demokratische Rechte und 
Pressefreiheit seine Freiheit oder in der Nazi-Zeit 
sogar sein Leben eingebüßt.  

6. Gefahr der Demotivierung in 
Zeiten der Verwundbarkeit 

Die rechtsstaatlichen Strukturen sind sicherlich in 
verschiedenen westlichen Demokratien unter-
schiedlich ausgeprägt. Mausfeld (2020b) hingegen 
diskriminiert rechtsstaatliche Strukturen, als wenn 
diese überhaupt keine Relevanz für die emotionale 
Sicherheit der Menschen und die Einhaltung der 
Menschenrechte hätten. Sie würden in der heuti-
gen kapitalistischen Demokratie nur der Ver-
schleierung des eigentlichen Zweckes des Neoli-
beralismus dienen: 
 
„Mag sich der Leviathan des Neoliberalismus auch die 
Verkleidung einer kapitalistischen Demokratie geben, so 
bleibt er ein autoritäres und quasitotalitäres System, das 
— in sich flexibel ändernden Formen — jederzeit bereit 
ist, auf autoritären Wegen sein zentrales Ziel durchzuset-
zen und zu erhalten, nämlich eine, gegen alle demokrati-
schen Einflüsse geschützte Ausbeutung der Vielen zuguns-
ten der Wenigen. Das demokratische Versprechen einer 
größtmöglichen Freiheit von Angst ist damit hinfällig ge-
worden. Mehr noch: Der Neoliberalismus produziert nicht 
nur systematisch den Rohstoff „Angst“, sondern hat die 
Psychotechniken einer auf Angsterzeugung basierenden Si-
cherung seiner Stabilität zur Perfektion verfeinert.“12 
 
Wenn man die undemokratische Elitenherrschaft 
in Form eines modernen Totalitarismus („Eliten-
wahloligarchie“, „Kapitalistische Elitendemokra-
tie“13 so eindringlich und absolut behauptet, dann 
nimmt man möglicherweise vielen Menschen die 

Motivation und die Kraft, sich für das zur Zeit von 
verschiedenen Seiten angegriffene bundesrepubli-
kanische System zu engagieren. Insbesondere hin-
sichtlich der Verteidigung einer rechtsstaatlichen 
Demokratie gegenüber dem sich derzeit ausbrei-
tenden Rechtsextremismus und seinen militanten 
Verzweigungen, ist eine große gesellschaftliche Ge-
schlossenheit und Entschiedenheit notwendig. 
Aber auch gerade gegen die kapitalistischen Auswüchse des 
international wirkenden Neoliberalismus, wie die unge-
bremste Finanzspekulation, die boomende Rüstungsindust-
rie, die destruktive Fossilindustrie oder die privatwirtschaftli-
che Vermarktung von Trinkwasserquellen, wäre ein histo-
risch gewachsenes Bewusstsein der erkämpften und erstritte-
nen Möglichkeiten der bundesrepublikanischen Demokratie 
erforderlich. Die argumentatorische Strategie von 
Rainer Mausfeld und seinesgleichen jedoch, Ele-
mente plausibler und nachvollziehbarer Kritik an 
problematischen Verhältnissen auf einem elabo-
rierten sprachlichen Niveau mit einer überzogen 
pessimistischen Einschätzung und generalisierten 
systemischen Abwertung zu vermischen, führt zu 
einer überspitzten und alles Erreichte diffamieren-
den Demokratiekritik, die nur zu Resignation, 
blinder Wut oder Politikverweigerung führen kann. 
Doch Wutbürger, extremistische Systemgegner 
oder Politikverweigerer haben wir bereits genug. 

Demokratie erhält sich nicht von allein, son-
dern muss jeden Tag und jedes Jahr neu errungen, 
erneut verteidigt und natürlich auch im Sinne einer 
demokratischen Neuordnung national und inter-
national weiter ausgebaut und verbessert werden. 

7. Fazit 

Sicherlich ist eine ökonomische Neuordnung und 
eine politische Umsteuerung in nationalstaatlichen 
und transnationalen Verhältnissen in einem globa-
len Kontext notwendig, wollen die jetzigen oder 
die nächsten Generationen zukünftig nicht in ei-
nem destruktiven Zusammenwirken der Klima-
zerstörung, brutaler sozialer Ungleichheit und des 
nuklearen Kriegsszenarios versinken14. Für eine 
schrittweise Veränderung bestehender Systeme ist 
es aber dringend notwendig, historisch errungene 
Leistungen in den politischen Systemen realistisch 
einzuschätzen und zu würdigen. Natürlich muss 
auch notwendige Kritik mit Augenmaß und dort 
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mit aller Entschiedenheit geäußert werden, wo ge-
gen rechtsstaatliche, menschenrechtliche und de-
mokratische Vorgaben verstoßen wird. Aber vor-
handene demokratische Errungenschaften sollten 
in der Öffentlichkeit selbstbewusst vertreten wer-
den. Die bundesdeutsche Demokratie und eine 
Reihe weiterer westlicher Demokratien, wie z.B. 
die skandinavischen Demokratien, sind im inter-
nationalen und interkulturellen Vergleich als am 
weitesten fortgeschritten anzusehen. Sie sind bis-
her der Idee der Demokratie als ‚Herrschaft des 
Volkes für das Volk durch das Volk‘ (Lincoln) 
noch am nächsten gekommen. Diese Systeme sind 
nicht perfekt, immer von Regression und Fremd-
bestimmung bedroht und bedürfen der permanen-
ten systemischen Erneuerung und des Ausbaus 
demokratischer Gestaltungsräume. Aber sie sind 
besser als alles andere, was es bisher im histori-
schen Vergleich gegeben hat. Von einer reinen 
‚Fassadendemokratie‘ und einen ‚Tiefen Staat‘ sind 
sie weit entfernt. Eine derartige Charakterisierung 
gehört in das Reich der ‚Fake News‘. 

Demokratien sind auf die Partizipation ihrer 
Bürger, auf den öffentlichen Diskurs und die ge-
meinsame Kompromisssuche angewiesen, wenn 
es darum gehen soll, demokratische Strukturen zu 
erhalten und noch wehrhafter gegenüber den wirt-
schaftlichen Zugriffsversuchen oder gegenüber 
der Einflussnahme weniger demokratischer Staa-
ten zu machen. 

Eine aktuelle Umfrage des Sozioökonomi-
schen Panels (DIW) bezeugt, dass die Demorali-
sierungsversuche mit Hilfe von ‚Fake News‘ nicht 
fruchten. Die Zufriedenheit mit der Demokratie 
stieg auf der Skala (ganz und gar unzufrieden =0 
bis ganz und gar zufrieden = 10) von 2005= 5,0 
auf 6,5 in 2020.15 Natürlich könnte man dies dann 
in der Diktion von Mausfeld, Mies, Wernicke & 
Co. wieder als Beleg für den Erfolg der Gehirnwä-
sche durch die Mainstream-Medien auslegen … 

Anmerkungen 
 

1 Die Online-Zeitschrift ‚Rubikon‘ ist umstrit-
ten, da sie z.T. übertrieben emotionalisieren-
de, abwertende und spekulative Beiträge mit 
Artikeln mischt, die durchaus sachlich und 
aufschlussreich sind. 

 

2 Rainer Mausfeld (im Interview mit Flo Os-
rainik) (2020a): Der autoritäre Planet. In:  
https://www.rubikon.news/artikel/der-
autoritare-planet, 30.5.2020. 

3 Hier sind beispielsweise die Publikationen 
von Rainer Mausfeld (2019a-c) sowie Maus-
feld (2020b) zu nennen. 

4 Mausfeld (2019a, S. 149).  
5 Mausfeld (2020a, o.S). 
6 Reinhardt (2020a, S.3). 
7 Mausfeld (2020a, o.S.) 
8 Vgl. die Ergebnisse des Systemvergleichs der 

Bertelsmann-Studie, die sich auf die Verände-
rungstendenzen internationaler Demokratien 
in Entwicklungs- und Transformationslän-
dern bezieht, im Interview mit Hauke Hart-
mann nachvollziehbar zusammengefasst bei 
May (2020) oder auch bei Lipkowski (2020). 

9 Mausfeld (2019c, o.S.) 
10 Vgl. das Konzept der gemeinwohlorientierten 

Ökonomie bei Felber (2018). 
11 Mausfeld (2020a, o.S). 
12 Mausfeld (2020b, o.S.). 
13 Mausfeld (2020a, o.S). 
14 Vgl. zur Konzeption einer entschiedenen und 

schrittweisen Neuordnung im lokalen, regio-
nalen und globalen Kontext Moegling (2020). 

15 Vgl. die Ergebnisse aus der Langzeitbefra-
gung Sozio-oekonomisches Panel (SOEP)1 
und der SOEP-CoV-Studie bei Küh-
ne/Kroh/Liebig/Rees/Zick (2020). 
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